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Vorwort 

Der Gedanke von der Einheit der Rechtsordnung gehört seit jeher zum Ge-
genstandsbereich einer auf ihre Voraussetzungen und Implikationen bedach-
ten Rechtswissenschaft. Grund genug, um dieser Problematik mit der vorlie-
genden Untersuchung in einem Teilbereich des staatlich organisierten Rechts-
systems nachzugehen. Gerade im Bereich der höchstrichterlichen Rechtspre-
chung dürfte dies fast zwanzig Jahre nach der Errichtung des Gemeinsamen Se-
nats der obersten Gerichtshöfe des Bundes mehr denn je gelten. 

Die Abhandlung hat im Wintersemester 1985/86 der Rechtswissenschaftli-
chen Fakultät der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster als Disserta-
tion vorgelegen. Rechtsprechung und Schrifttum konnten im allgemeinen bis 
Ende 1985 berücksichtigt werden; in einigen Fällen war es noch möglich, 
Rechtsprechung und Literatur aus dem Jahre 1986 einzubeziehen. 

Mein besonderer Dank gilt Herrn Professor Dr. Norbert Achterberg für die 
Betreuung dieser Arbeit und für die Förderung, die ich während meiner lang-
jährigen Mitarbeit an dem von ihm geleiteten Institut für Öffentliches Recht 
und Politik erfahren habe. Seine bereits in der Studienzeit beginnenden Weg-
weisungen haben mir geholfen, den Zugang zum Recht als Wissenschaft zu fin-
den. Herrn Professor Dr. Dr. Werner Krawietz danke ich für seine Bereitschaft 
zur Übernahme des Zweitgutachtens und für wertvolle Anregungen, welche 
die Arbeit maßgeblich beeinflußt haben. 

Dank schulde ich ferner zahlreichen Diskussionen mit Herrn Privatdozent 
Dr. Dieter Wyduckel, die den Entstehungsgang dieser Arbeit begleitet haben. 

Den Herausgebern der "Münsterischen Beiträge zur Rechtswissenschaft" 
danke ich schließlich für die Aufnahme der Arbeit in die Schriftenreihe. 

Münster, im Juni 1986 
M artin Schulte 
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Einleitung 

Staatlich organisierte Rechtssysteme der westlichen Welt unterliegen über-
wiegend einer Binnendifferenzierung in unterschiedliche Teilrechtsgebiete. 
Für Legislative und Judikative bringt diese Binnendifferenzierung komplexe 
Gestaltungsprobleme rechtlicher und sozialer Art mit sich. So hat der parla-
mentarische Gesetzgeber bei der ihm überantworteten Normsetzung in den un-
terschiedlichen Teilrechtsgebieten einerseits deren Besonderheiten zu beach-
ten und seinen Regelungen zugrunde zu legen, andererseits aber auch um eine 
möglichst weitgehende Harmonisierung der normativen Ausgestaltung der 
Teilrechtsgebiete bemüht zu sein. Für eine an den spezifischen Anforderungen 
der jeweils zu beurteilenden Sachmaterien ausgerichtete Rechtsetzung kann 
Rechtsvereinheitlichung daher nicht Selbstzweck sein. Vielmehr gilt für sie: So-
viel Einheitlichkeit wie möglich, so viele fachspezifische Regelungen wie nötig! 
Bei Beachtung der fachspezifischen Besonderheiten wird damit jedoch zu-
gleich der Gedanke der Einheitlichkeit der Rechtsordnung bzw. der Rechtsein-
heit zu einem im Interesse der Gesamtrechtsordnung bestehenden Auftrag an 
den Gesetzgeber. 

Damit korrespondiert ein gleichlautender Auftrag an die Rechtsprechung, 
bei der Norminterpretation fachspezifische Besonderheiten der einzelnen Teil-
rechtsgebiete zu berücksichtigen, gleichzeitig aber die Einheitlichkeit der 
Rechtsprechung möglichst weitgehend zu wahren. Rechtsvereinheitlichung bei 
der Normsetzung und Rechtsprechungseinheit bei der Norminterpretation kor-
relieren daher miteinander. Einheitlichkeit der Rechtsprechung ist jedoch im 
Vergleich zur Rechtsvereinheitlichung bei der Normsetzung erheblich schwie-
riger zu erzielen, bedingt sie doch zumindest schon die präzise Kenntnis diver-
gierender Rechtsauffassungen zwischen den Rechtsprechungsorganen der ein-
zelnen Gerichtsbarkeiten (Arbeits-, Finanz-, Sozial-, Verwaltungs- und Zivil-
gerichtsbarkeit). Dennoch haben die Rechtsprechungsorgane im Rahmen des 
ihnen Möglichen und Zumutbaren (z. B. Benutzung von Rechtsprechungskar-
teien und Einsatz des elektronischen Datenverarbeitungssystems "Juris" zum 
Auffinden von Rechtsprechungsdivergenzen) ihr Entscheidungsverhalten am 
Gedanken der Rechtsprechungseinheit zu orientieren. 

Der Verfassungsrang dieses Gedankens wird seit dem 18. Juni 1968 durch 
Art. 95 Abs. 3 GG dokumentiert, in dem es heißt: "Zur Wahrung der Einheit-
lichkeit der Rechtsprechung ist ein Gemeinsamer Senat der in Abs. 1 genann-
ten Gerichte (Bundesgerichtshof, Bundesverwaltungsgericht, Bundesfinanz-
hof, Bundesarbeitsgericht und Bundessozialgericht, Hinzufügung des Verf.) zu 
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bilden. Das Nähere regelt ein Bundesgesetz." In Ausführung des Art. 95 Abs. 3 
Satz 2 GG ist das Gesetz zur Wahrung der Einheitlichkeit der Rechtsprechung 
der obersten Gerichtshöfe des Bundes vom 19. Juni 1968 (BGBI. I S. 661) er-
gangen. Gegenstand dieser Untersuchung soll der Gemeinsame Senat der 
obersten Gerichtshöfe des Bundes l sein. Der an ihn herangetragene Anspruch, 
die Einheitlichkeit der Rechtsprechung zwischen den obersten Gerichtshöfen 
des Bundes zu wahren, wird z. B. aus einer Äußerung des Abgeordneten Arndt 
(SPD) in der 56. Sitzung des Deutschen Bundestages vom 22. Januar 1959 deut-
lich, wonach es mit den rechtsstaatlichen Geboten der Rechtseinheit2, Rechts-
gleichheit3 und Rechtssicherheit4 nicht vereinbar sei, auch nur einen einzigen 
Widerspruch in der Rechtsprechung zwischen den fünf oberen Bundesgerich-
ten hinzunehmen5. Vor dem Hintergrund dieser mit der Einrichtung des Ge-
meinsamen Senats verbundenen Erwartung erscheint fast zwei Jahrzehnte nach 
seiner Institutionalisierung eine Bestandsaufnahme seines Wirkens in der 
Rechtsordnung lohnend. Sie soll Auskunft geben über Anspruch und Wirklich-
keit bei der Wahrung der Rechtsprechungseinheit. Im Mittelpunkt der Unter-
suchung wird deshalb die Bedeutung des Gemeinsamen Senats für die Wah-
rung der Rechtsprechungseinheit zwischen den obersten Gerichtshöfen des 
Bundes und die Problematik seiner Akzeptanz durch die obersten Rechtspre-
chungsorgane der Fachgerichtsbarkeiten stehen. Die Stellung des Gemeinsa-
men Senats in der Rechtsordnung und die durch ihn beeinflußte Interpretation 
und Fortentwicklung des geltenden Rechts sollen dabei aber keineswegs ver-
nachlässigt werden. 

Die Untersuchung will folgenden Weg beschreiten: Zunächst sollen im Rah-
men einer rechtshistorischen Betrachtung Ursprünge und Entwicklungsten-
denzen des Strebens nach Rechts- und Rechtsprechungseinheit nachgezeichnet 
werden. Besonderes Gewicht wird dabei den Bestrebungen zur Wahrung der 
Rechtsprechungseinheit zwischen verschiedenen Rechtsprechungszweigen 

1 Der Gemeinsame Senat der obersten Gerichtshöfe des Bundes wird nachfolgend der Ein-
fachheit halber als der "Gemeinsame Senat" abgekürzt. 

2 Zum Grundsatz der Rechtseinheit siehe sogleich ausführlich 1. Kapitel. 
3 Zum Grundsatz der Rechtsgleichheit siehe insbesondere Hesse, Der Gleichheitsgrundsatz 

im Staatsrecht, AöR Bd. 77 (1951/52), 167ff.; Ipsen, Gleichheit, in: Die Grundrechte, 2. 
Bd., hrsg. v. F. L. Neumann, H. C. Nipperdey, U. Scheuner, 1954, S. 111ff.; Kaufmann, 
Die Gleichheit vor dem Gesetz im Sinne des Art. 109 der Reichsverfassung, VVDStRL 3 
(1927), 2ff.; Nawiasky, Die Gleichheit vor dem Gesetz im Sinne des Art. 109 der Reichs-
verfassung, VVDStRL 3 (1927),25 ff.; Zippelius, Allgemeine Staatslehre, § 34 11, S. 329 ff. 

4 Zum Grundsatz der Rechtssicherheit siehe insbesondere Bydlinski, Juristische Methoden-
lehre, S. 325ff. m. w. N.; Henkel, Rechtsphilosophie, S. 437ff. m. w. N.; Herschel, 
Rechtssicherheit und Rechtsklarheit, JZ 1967, 727ff.; Rümelin, Rechtssicherheit, 1924; 
Wiedemann, Rechtssicherheit - Ein absoluter Wert?, in: Festschrift für Karl Larenz zum 
70. Geburtstag, hrsg. v. G. Paulus, U. Diederichsen, C. W. Canaris, München 1973, S. 
199ff. 

5 Arndt, Verhandlungen des Deutschen Bundestages, Stenographische Berichte, 3. Wahlpe-
riode (1958/59), Bd. 42, S. 3048 B. 
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zukommen. Im Anschluß daran wird die Entstehungsgeschichte des Gemeinsa-
men Senats dargestellt (1. Kapitel). 

Der rechts historischen Betrachtung folgen rechts systematische Überlegun-
gen, die neben der Stellung des Gemeinsamen Senats in der Rechtsordnung, 
insbesondere im Hinblick auf tragende Ordnungs- und Strukturprinzipien der 
Verfassung (2. Kapitel), auch Kompetenz- und Organisations aspekte (3. Kapi-
tel) beleuchten. Ausführlicher Behandlung bedarf sodann die Problematik der 
"Rechtsprechungsabweichung in einer Rechtsfrage" als Anrufungsvorausset-
zung des Gemeinsamen Senats (4. Kapitel), um auf der Grundlage der dabei 
gewonnenen Erkenntnisse zur Praxis der Anrufung des Gemeinsamen Senats 
durch die obersten Gerichtshöfe des Bundes Stellung nehmen zu können 
(5. Kapitel). In diesem Zusammenhang soll insbesondere der bislang kaum er-
örterten Frage nachgegangen werden, ob bei der Anrufung des Gemeinsamen 
Senats im Falle einer Rechtsprechungsabweichung "Umgehungstendenzen" 
der obersten Gerichtshöfe hinsichtlich ihrer Vorlageverpflichtung festzustellen 
sind. Die dabei konstatierten Umgehungen des Gemeinsamen Senats durch die 
obersten Gerichtshöfe des Bundes geben Anlaß dazu, über verfassungsrechtli-
che Konsequenzen einer derartigen Vorgehensweise nachzudenken (6. Kapi-
tel). Die festgestellten Umgehungen werden jedoch zugleich auch als Auftrag 
begriffen, in einem Ausblick Überlegungen zur Behebung der Defizite bei der 
Wahrung der Rechtsprechungseinheit innerhalb der obersten Fachgerichtsbar-
keit anzustellen. 

Die Untersuchung beschließt ein Anhang, in dem sich neben dem Gesetz zur 
Wahrung der Einheitlichkeit der Rechtsprechung der obersten Gerichtshöfe 
des Bundes vom 19. Juni 1968 eine Korrespondenzliste der veröffentlichten 
Entscheidungen des Gemeinsamen Senats (mit Leitsatz) befindet. 
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